Geheimhaltungsvereinbarung
(Non-Disclosure Agreement)
zwischen

der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit, vertreten durch den Präsidenten des Umweltbundesamtes, 
Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

- nachfolgend „UBA“ oder „Offenbarende Partei“ -

und
[Unternehmensbezeichnung]
[Adresse]
[E-Mail-Adresse]
vertreten durch 
- nachfolgend „Bieter“ oder „Empfangende Partei“ -

- nachfolgend einzeln oder gemeinsam „Partei“ oder „Parteien“ -

Präambel

Das UBA führt ein europaweites offenes Vergabeverfahren unter dem Titel „Betrieb, Wartung, Support sowie Weiterentwicklung und Pflege der DIVID-Plattform“ (Projektnummer 207583, Aktenzeichen 31 712/00002#0034) durch. Um ein diskriminierungsfreies Vergabeverfahren zu gewährleisten soll den Bietern vor finaler Angebotsabgabe Einblick in den Software-Quellcode des von der Ausschreibung betroffenen IT-Fachverfahrens DIVID und der technischen Beschreibung der DIVID Plattform (Anlage 2) gewährt werden. Für die Ermittlung von Aufwänden sind dem Bieter vor Angebotsabgabe die Anforderungen für die weitere Entwicklung der DIVID Plattform (Anlage 1) zu übermitteln. Den Parteien ist bewusst, dass somit bereits vor Zuschlag sensible Informationen ausgetauscht werden müssen, die nicht für Dritte bestimmt sind und vor dem Zugriff Unbefugter geschützt werden müssen. Um den vertraulichen Austausch dieser Informationen und einen erfolgreichen Abschluss der Ausschreibung zu ermöglichen, schließen die Parteien die folgende Geheimhaltungsvereinbarung.
§ 1 Definitionen
(1) Offenbarende Partei: die Partei, die der empfangenden Partei Informationen in mündlicher, schriftlicher oder elektronischer Form oder sonstiger Weise zugänglich macht.
(2) Empfangende Partei: die Partei, die Informationen von der offenbarenden Partei empfängt.
(3) Informationen: der Software-Quellcode des IT-Fachverfahrens DIVID einschließ​lich aller begleitender und erläuternder Daten sowie der technischen Beschreibung der DIVID Plattform (Anlage 2) und die Anforderungen für die weitere Entwicklung der DIVID Plattform (Anlage 1).
(4) Informationsaustausch: Austausch von Informationen zwischen den Parteien zum Zweck der Angebotserstellung und dem erfolgreichen Abschluss des in der Präambel genannten Vergabeverfahrens.
§ 2 Pflichten der empfangenden Partei 

(1) Die empfangende Partei sichert zu, alle von der offenbarenden Partei erhaltenen Informationen streng vertraulich zu behandeln, Dritten gegenüber nicht offenzulegen und nur für die Zwecke des Informationsaustauschs zu benutzen. Eine darüberhinausgehende Nutzung bedarf der schriftlichen Genehmigung der offenbarenden Partei. Daher wird die empfangende Partei Informationen insbesondere nicht für eigene, auch kommerzielle Zwecke einsetzen oder zum Gegenstand von eigenen Schutzrechtsanmeldungen machen oder diese auf andere Weise verwerten. 
(2) Die empfangende Partei verpflichtet sich, alle erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, um die Vertraulichkeit zu wahren und einen unberechtigten Zugang zu vertraulichen Informationen zu verhindern. Dazu zählt im Fall der elektronischen Übermittlung auch die Verschlüsselung der Datenübertragung.
(3) Die empfangende Partei sichert außerdem zu, Informationen nur denjenigen Mitarbeitenden – auch von verbundenen Unternehmen (§ 15 AktG) – zu offenbaren, die für die Zwecke des Informationsaustauschs davon Kenntnis erlangen müssen. Diese Personen sind im arbeitsrechtlich zulässigen Umfang entsprechend zur Vertraulichkeit zu verpflichten, es sei denn, dass eine grundsätzliche Verpflichtung zur Vertraulichkeit bereits im Rahmen des Arbeitsverhältnisses erfolgt ist.
(4) Die empfangende Partei verpflichtet sich, ihren Mitarbeitenden, Erfüllungsgehilfen und anderen Personen, die in Kenntnis der ausgetauschten Informationen kommen, die gleichen Verpflichtungen aufzuerlegen, wie sie in vorliegender Vereinbarung eingegangen werden. Dem UBA ist diese Verpflichtung des Dritten auf Verlangen entsprechend nachzuweisen.

(5) Die empfangende Partei wird der offenbarenden Partei auf Verlangen alle Informationen einschließlich eventuell angefertigter Kopien vollständig und unverzüglich zurückzugeben. Ist die Rückgabe aufgrund der Beschaffenheit der Informationen nicht möglich, wird die empfangende Partei die Informationen dauerhaft löschen und eine nachträgliche Reproduzierbarkeit der Informationen verhindern, soweit dies technisch möglich ist. Soweit elektronisch gespeicherte Informationen und Daten aus technischen Gründen nicht dauerhaft gelöscht werden können, gelten für diese die Bestimmungen dieser Geheimhaltungsvereinbarung unbefristet. Die empfangende Partei wird alle angemessenen und verfügbaren technischen Mittel umsetzten um eine Löschung auch nach Ende der Vereinbarung durchzuführen.
(6) Stellt die empfangende Partei fest, dass Informationen unter Verstoß gegen diese Geheimhaltungsvereinbarung offengelegt worden sind, unberechtigtem Zugriff durch Dritte ausgesetzt waren oder verloren gegangen sind, wird sie die offenbarende Partei unverzüglich darüber informieren und alle ihr zumutbaren Maßnahmen zur Schadensbegrenzung ergreifen.
§ 3 Ausnahmen von der Vertraulichkeit
(1) Die Pflicht zur Vertraulichkeit entfällt, soweit die Informationen nachweislich
a)
der empfangenden Partei vor der Mitteilung zugänglich waren und dabei nicht anderweitig Vertraulichkeitsanforderungen unterliegen, oder

b)
der Öffentlichkeit vor der Mitteilung bekannt oder allgemein zugänglich waren oder

c)
der Öffentlichkeit nach der Mitteilung ohne Verletzung dieser Vereinbarung bekannt oder allgemein zugänglich werden oder

d) 
der empfangenden Partei zu irgendeinem Zeitpunkt von einem Dritten rechtmäßig offenbart oder zugänglich gemacht werden oder
e)
von der empfangenden Partei unabhängig von den Informationen und ohne Verletzung dieser Geheimhaltungsvereinbarung selbst entwickelt werden oder wurden oder
f)
auf richterliche oder behördliche Anordnung oder aufgrund gesetzlicher Bestimmungen offengelegt werden müssen.
(2) Die Beweislast für das Vorliegen einer der vorgenannten Ausnahmen trägt die empfangende Partei.
§ 4 Beschränkung der Verpflichtung

(1) Aus dieser Geheimhaltungsvereinbarung ergeben sich keine Verpflichtungen, spezielle Informationen mitzuteilen, die Richtigkeit und Vollständigkeit der mitgeteilten Informationen zu gewährleisten oder der empfangenden Partei Nutzungsrechte zu gewähren, die über den Zweck des Informationsaustauschs hinausgehen. Ebenso wenig begründet diese Vereinbarung einen Anspruch auf Abschluss eines Kooperations- oder sonstigen Vertrages, insbesondere nicht auf den Zuschlag in dem in der Präambel genannten Vergabeverfahren.

(2) Die offenbarende Partei übernimmt keinerlei Gewährleistung dafür, dass durch die Nutzung der Informationen keine Rechte Dritter verletzt werden.

(3) Die offenbarende Partei haftet nicht für Schäden, die der empfangenden Partei durch Benutzung der Informationen entstehen.

§ 5 Haftung und Vertragsstrafe
(1) Sofern der Bieter diese Geheimhaltungsvereinbarung wenigstens fahrlässig verletzt, hat er dem UBA den entstandenen Schaden zu ersetzen. Das UBA hat in diesem Fall das Recht, die Vereinbarung außerordentlich zu kündigen und den Informationsaustausch sofort zu beenden. Die gesetzlichen Regelungen zum Ausschluss aus einem Vergabeverfahren bleiben unberührt.
(2) Wenigstens fahrlässige Verletzung dieser Geheimhaltungsverpflichtung wird unterstellt, wenn das UBA den Nachweis erbringen kann, dass vertrauliche Informationen aus der Sphäre des Bieters oder seiner Auftragnehmer an Dritte außerhalb des Vergabeverfahrens gelangt sind. Der Bieter ist berechtigt, den Gegenbeweis zu führen.
(3) Jede Partei haftet gleichermaßen für das Verhalten ihrer Mitarbeitenden und Erfüllungsgehilfen gemäß § 278 BGB und ihrer Auftragnehmer (Verrichtungsgehilfen) gemäß § 831 BGB.
(4) Verstößt die empfangende Partei vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Verpflichtung aus § 2 dieser Vereinbarung, ist sie – ungeachtet eines gesetzlichen Schadensersatzanspruchs – in jedem Einzelfall zur Zahlung einer Vertragsstrafe verpflichtet, deren Höhe vom UBA nach billigem Ermessen festgesetzt und im Streitfall von jedem zuständigen Gericht überprüft und angemessen reduziert oder erhöht werden kann.
§ 6 Laufzeit

Diese Vereinbarung tritt mit Ihrer Unterzeichnung in Kraft und ist an die Laufzeit des in der Präambel beschriebenen Vergabeverfahrens gebunden. Vor dem Laufzeitende kann jede Partei diese Vereinbarung mit Wirkung für künftige Übermittlungen von vertraulichen Informationen durch schriftliche Mitteilung an die andere Partei mit einer Frist von 30 Tagen ordentlich kündigen. Die sich aus dieser Vereinbarung vor ihrem Laufzeitende ergebenden Verpflichtungen zur Geheimhaltung bleiben jedoch auch nach Vereinbarungsende für den Fortbestehenszeitraum von drei (3) Jahren bestehen.
§ 7 Schlussbestimmungen
(1) Gerichtsstand ist Dessau-Roßlau. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

(2) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für den Verzicht auf das Schriftformerfordernis. Die Parteien sind sich einig, dass die Zeichnung mit einer fortgeschrittenen oder qualifiziert elektronischen Signatur das Schriftformerfordernis erfüllt.
(3) Nebenabreden bestehen nicht.

(4) Sollte eine oder mehrere der vorstehenden Bestimmungen ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Die Parteien sollen die ungültige oder undurchführbare Bestimmung so ändern oder ersetzen, dass die geänderte oder neue Bestimmung soweit wie möglich dem beabsichtigten Zweck der ungültigen oder undurchführbaren Bestimmung und dem ursprünglichen Willen der Parteien entspricht. Das Gleiche gilt für eventuelle Lücken in dieser Vereinbarung.

	____________, den ____________
_____________________________


	____________, den ____________
_____________________________



	
	


____________, den ____________

_____________________________
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